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Es sprechen gewichtige Anhaltspunkte dafür, dass der Be-
schluss auf sachwidrigen Erwägungen beruht, die ihn als will-
kürlich erscheinen lassen. §§ 31 bis 35 GVG statuieren die An-
forderungen an das Schöffenamt mit dem Ziel, ungeeignete 
Schöffen zu vermeiden und solche von der Aufstellung aus-
zusparen, die nicht berufen werden sollen, weil sie eine Be-
lastung für eine zügige und wirkungsvolle Strafrechtspflege 
darstellen. Soweit darüber hinaus ein eigener Entscheidungs-
spielraum eröffnet ist, welche Bewerber in die Vorschlagsliste 
aufgenommen werden, liegen hier Anhaltspunkte vor, dass 
der Entscheidung, die ASt. nicht in die Vorschlagsliste aufzu-
nehmen, unsachgemäße bzw. willkürliche Erwägungen zu-
grunde lagen.
Die vom Rat beschlossene Nichtaufnahme ist in Anknüpfung 
an die vorgebliche Aufgabe des Amtes als Schiedsfrau erfolgt. 
Ausweislich der Niederschrift der Ratssitzung sind seitens des 
O. Bedenken an der Eignung der ASt. für das Amt als Schöffin 
mit eben dieser Bezugnahme auf ihr Amt als Schiedsfrau geäu-
ßert worden. Im Rat bestand darüber Diskussionsbedarf. Der 
Niederschrift lässt sich nicht entnehmen, dass weitere Grün-
de, die einer Aufnahme der ASt. entgegenstehen könnten, zur 
Sprache gekommen wären. Der Abstimmung liegen daher mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit sachwidrige Erwägungen 
zugrunde. Ein Sachzusammenhang zwischen der – vorgeblich 
aufgegebenen – Tätigkeit als Schiedsfrau und der Eignung als 
Schöffin ist insgesamt nicht erkennbar.
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VG Gießen:
Anfechtung der Aufstellung  
der Vorschlagsliste

1. Beschlüsse der Gemeindevertretung über die Vorschlags-
liste können von Personen, die der Vertretung nicht angehö-
ren, nicht angegriffen werden. Ein subjektiv-öffentliches Recht 
des Dritten, das durch diese Beschlussfassung verletzt wird, 
besteht nicht.
2. Die Gemeindevertretung kann bei der Aufstellung der Vor-
schlagsliste auf Vorschläge der Fraktionen oder anderer Ver-
einigungen – z. B. der Ortsbeiräte – zurückgreifen und Selbst-
bewerbungen berücksichtigen.
3. Dass in die Vorschlagsliste mindestens doppelt so viele 
Personen aufzunehmen sind, wie als Schöffen nach § 43 GVG 
erforderlich sind (§  36 Abs.  4 GVG), dient nicht dem Schutz 

einzelner Kandidaten. Damit soll eine echte Auswahl durch 
den Wahlausschuss gewährleistet werden.
VG Gießen, Beschluss vom 30.8.2023 – 8 L 1974/23.GI

Sachverhalt: Der Antragsteller (ASt.) wendet sich gegen die 
von der Stadtverordnetenversammlung (SVV) beschlosse-
ne Vorschlagsliste zur Schöffenwahl. Der Stadt waren 18 
Schöffen zugewiesen. Interessenten konnten sich bis zum 
15.3.2023 bewerben. Die bis dahin eingegangenen 22 Be-
werbungen wurden an den jeweiligen Ortsbeirat gesandt, 
ergänzt um die 2018 vom Ortsbeirat gemachten Vorschläge 
zur damaligen Schöffenwahl. Aus den Listen sollten die Orts-
beiräte Vorschläge für die endgültige Vorschlagsliste machen. 
Diese wurden im Verhältnis der Einwohner in die Beschluss-
vorlage zur Vorschlagsliste aufgenommen und der SVV zur 
Entscheidung vorgelegt, die den Vorschlag am 20.6.2023 an-
nahm.
Am 25.6.2023 legte der ASt. gegen den Beschluss „Wider-
spruch“ ein. Am 3.7.2023 erhob der Bürgermeister Wider-
spruch mit der Begründung, dass sich (nunmehr) deutlich 
mehr Personen für die Aufnahme in die Vorschlagsliste ge-
funden hätten und diese daher noch aufzunehmen seien. Die 
SVV hob am 19.7.2023 aufgrund des Widerspruchs des Bür-
germeisters den Beschluss auf und beschloss erneut über die 
Vorschlagsliste, in die alle nunmehr in der Beschlussvorlage 
genannten 50 Personen aufgenommen wurden. Nach erneu-
tem „Widerspruch“ gegen die Vorschlagsliste reichte der ASt. 
einen Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz beim VG ein. Er 
fechte die Aufnahme der nachträglich aufgenommenen Per-
sonen an. Die Ausschreibung stelle den alleingültigen Anlass 
zur Bewerbung für die Vorschlagsliste dar. Durch die Aufnah-
me weiterer Personen sei seine Chance, bei der Schöffenwahl 
gewählt zu werden, deutlich verringert.

Gründe: Der Antrag wird als zumindest unbegründet zurück-
gewiesen. Dem Bürger ist keine allgemeine Rechtmäßigkeits-
kontrolle der Verwaltung eingeräumt. Rechtsschutz ist nur 
möglich, wenn eine Betroffenheit in eigenen Rechten vorliegt. 
Der ASt. gehört der SVV nicht an und ist deshalb durch den 
Beschluss nicht verletzt. Soweit er darauf verweist, durch den 
Beschluss sei seine Chance, tatsächlich gewählt zu werden, 
verringert worden, erwächst ihm hieraus kein Anspruch. § 36 
Abs. 4 GVG, wonach in die Vorschlagslisten mindestens dop-
pelt so viele Personen aufzunehmen sind, wie als erforderli-
che Zahl von Schöffen nach § 43 GVG bestimmt sind, soll den 
Auswahlgremien die Möglichkeit einer echten individuellen 
Auswahl unter den Kandidaten geben.
Der Beschluss vom 19.7.2023 ist offensichtlich rechtmäßig zu-
stande gekommen. Das GVG enthält keine Vorgaben, auf wel-
che Weise eine Kommune geeignete Personen findet, die in 
die Vorschlagsliste aufgenommen werden. Die Gemeinde ist 
in der Zusammenstellung grundsätzlich frei, soweit nicht § 31 
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Satz 2 und §§ 32 bis 34 GVG einer Wahl entgegenstehen. Sie 
kann auf Vorschläge der Fraktionen zurückgreifen oder Vor-
schläge von anderen Vereinigungen, z. B. der Ortsbeiräte, oder 
Selbstbewerbungen berücksichtigen. Der Gefahr, dass die Par-
teien bei einer solchen individuellen Vorauswahl der Schöffen 
durch politische Entscheidungsträger ihr Benennungsrecht 
missbrauchen und einseitig auf die Zusammenstellung der 
Schöffenliste Einfluss nehmen, wird durch das Erfordernis der 
Zwei-Drittel-Mehrheit ausreichend begegnet.
Auch Personen, die sich nicht unmittelbar bei der Stadt bis 
zum 15.3.2023 beworben haben, sind in die Vorschlagsliste 
aufzunehmen. Schließlich kann in den Sitzungen der SVV die 
Vorschlagsliste noch um Personen ergänzt oder davon abge-
sehen werden, einzelne Bewerber aufzunehmen, da der SVV 
die Entscheidung über die Aufnahme in die Vorschlagsliste ob-
liegt. Insoweit ist die SVV auch nicht an Fristen gebunden.
Soweit die Vorschlagsliste mehr als die zugewiesenen 18 Per-
sonen, nämlich 50 Personen enthält, führt dies ebenfalls nicht 

zur Unwirksamkeit der Vorschlagsliste, da sich die SVV inso-
weit an die gesetzlichen Vorgaben hält. Gemäß §  36 Abs.  4 
GVG sind in die Vorschlagsliste mindestens doppelt so viele 
Personen aufzunehmen, wie als erforderliche Zahl von Schöf-
fen nach § 43 GVG bestimmt sind. Um von einer Wahl spre-
chen zu können, müssen mehr Personen vorgeschlagen wer-
den als zu wählen sind. Die Anzahl der in die Vorschlagsliste 
aufzunehmenden Personen orientiert sich gemäß § 36 Abs. 4 
Satz 2 GVG an der Einwohnerzahl und darf deshalb seitens der 
Gemeinde nicht verändert werden.
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